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EU: Das Nein von Links

Die PdAS spricht sich gegen einen EU-Beitritt der Schweiz aus.  In der Krise zeigt sich erneut
mit aller Deutlichkeit, welchen Interessen die EU dient. Entgegen den Propagandaformeln hat
sich die EU nicht als Schutz gegen die Krise erwiesen. Im Gegenteil: Die europäischen Banken
und Konzerne waren genau so an den kriminellen Finanzspekulationen beteiligt wie die der
USA. Die Grosskonzerne haben mit ihren globalen Expansionsstrategien, mit der Verlagerung
ihrer Produktion in Billiglohnländer zum Entstehen gewaltiger Überproduktionskapazitäten und
damit zum Entstehen der derzeitigen Krise beigetragen. Es geht nicht um die Gier einzelner
Manager. Die Gier nach grösstmöglichem Profit ist ein konstituierendes Grundprinzip des
kapitalistischen Systems. Die EUKonzerne sind nicht Opfer, sondern Täter. Jetzt rufen sie nach
dem Staat, um ihre Verluste auf die Steuerzahler abzuwälzen. 

Die EU wurde nicht nur nach aussen zu einer «Festung» abgeschottet, an deren Grenzen
jährlich Tausende Flüchtlinge und Immigranten sterben müssen. Auch im Inneren vollzieht sich
ein Prozess des Ausbaus der staatlichen Überwachung der Bürger und der Verstärkung der
staatlichen Repressionsinstrumente,vor allem unter dem Vorwand der
«Terrorismusbekämpfung». Doch führende EU-Politiker haben auch die Angst geäussert, dass
es im Gefolge der Krise in der EU zu «sozialen Explosionen» kommen könnte. Zur Vorbeugung
dagegen gehören offenbar die in vielen EU-Staaten zunehmenden Angriffe auf Gewerkschaften
und Streikrecht, wie grenzüberschreitende Repressionsmanöver gegen Demonstranten, wie wir
sie unlängst beim NATO-Gipfel in Strassburg (2009) erlebt haben.
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